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Die Rolle der Pflege-/Grossmutter eines unter Vormundschaft stehenden Kindes einer minderjährigen Mutter
Sachverhalt

Ich bin eingesetzt als Vormundin eines 6-monatigen Kindes. Die Kindsmutter wird 16 ½ Jahre alt. Die Kindsmutter (KM) wohnt mit dem Kind bei der Grossmutter des Kindes. KM und KV leben getrennt, waren (auch wegen des Alters, Art. 94 ZGB)  nie verheiratet. Meine Frage: in welchem Rahmen ist die KM urteilsfähig, resp. kann rechtlich gesehen, selbständig Entscheidungen treffen ohne die Grossmutter des Kindes? (Obwohl die gesetzliche Vertretung bei der Grossmutter <Mutter der KM> liegt und die KM noch zuhause lebt und noch nicht arbeitet). Vor allem bezogen auf die Unterzeichnung des Unterhaltsvertrages und der Besuchsrechtsfragen. Ganz konkret gefragt: kann die KM den Unterhaltsvertrag alleine unterzeichnen und kann sie, die KM, alleine „bestimmen“/mitreden, wenn es um die Besuchsrechtsregelung mit dem KV geht?
Erwägungen

1. Die Kinder stehen, solange sie unmündig sind, unter elterlicher Sorge. Unmündigen steht keine elterliche Sorge zu (Art. 296 ZGB). Das bedeutet im vorliegenden Fall
a. Die minderjährige Kindsmutter steht selbst unter elterlicher Sorge ihrer Eltern. 

b. Dagegen steht ihr eigenes Kind nicht unter elterlicher Sorge, weil sie als Mutter minderjährig ist und deshalb von Gesetzes wegen keine elterliche Sorge über ihr Kind ausüben kann.


2. Ist die unverheiratete Mutter unmündig, und kann sie deswegen keine elterliche Sorge ausüben, so überträgt die Vormundschaftsbehörde die elterliche Sorge dem Vater oder sie bestellt dem Kind eine Vormundin, je nach dem, was das Wohl des (neu geborenen) Kindes erfordert (Art. 298 Abs. 2 ZGB). Das bedeutet in Ihrem Fall:

a. Dem Kind der minderjährigen Mutter wurden Sie als Vormundin bestellt, auf eine Übertragung der elterlichen Sorge an den Vater (ist er allenfalls auch noch minderjährig?) wurde offensichtlich verzichtet. Damit besteht für das Kind eine Vormundschaft gemäss Art. 368 ZGB.

b. Wenn das Kind unter Vormundschaft steht, so hat die Vormundin die Pflicht, für den Unterhalt und die Erziehung des Kindes das Angemessene anzuordnen (Art. 405 ZGB) und das Kind in allen rechtlichen Angelegenheiten zu vertreten (Art. 407 ZGB). Dazu gehört unter anderem zu bestimmen, wo sich das Kind aufhält, sowie die Regelung des Unterhalts (Basler Kommentar ZGB I-Affolter N 55 und N 24 ff zu Art. 405).
c. Wenn die Vormundin sich aus guten Gründen dazu entschliesst, das Kind bei dessen minderjährigen Mutter zu belassen, welche bei ihren eigenen Eltern lebt, haben die Grosseltern mütterlicherseits die Rolle einer Pflegefamilie (Art. 300 ZGB; C. Hegnauer, Grundriss des Kindesrechts, § 25.12). Zwischen dem Kleinkind, vertreten durch die Vormundin, und den Grosseltern bedingt dies einen Pflegevertrag (der sich nach kantonalem Recht richtet und je nach dem schriftlich, mündlich oder auch stillschweigend geschlossen sein kann), und wozu die Pflegeeltern eine Pflegekinderbewilligung benötigen (Art. 316 ZGB; Art. 3 eidgenössische VO über die Aufnahme von Kindern zur Pflege und Adoption; 224 Abs. 2 lit. k EG ZGB 210.100 SRSZ ). In manchen Kantonen sind die Grosseltern von der Pflegeplatzbewilligung ausgenommen (die PAVO spricht nur von „ausserhalb des Elternhauses“).
d. Die elterliche Sorge der Grosseltern über die minderjährige Kindsmutter beinhaltet nach dem Gesagten nicht die elterliche Sorge über das Enkelkind. Elterliche Sorge ist immer an das unmittelbare Kindesverhältnis gebunden und ist weder von Gesetzes wegen noch durch behördlichen Beschluss an andere Personen übertragbar als an die Eltern selbst. Wenn Grosseltern die Erziehungsverantwortung für ein Enkelkind anvertraut werden soll, kann dies nur über die Ernennung als Vormund bewerkstelligt werden. Diese Lösung wurde im vorliegenden Fall offensichtlich nicht gewählt und ist im Allgemeinen auch nur mit grosser Zurückhaltung und unter sehr günstigen Verhältnissen in Betracht zu ziehen, weil die Gefahr besteht, dass die Mutter nur erschwert ihre Erziehungsrolle gegenüber ihrem Kind übernehmen kann, wenn die Grosseltern als Pflegeeltern auch die minderjährige Kindsmutter beherbergen und gleichzeitige Vormund des Enkelkindes sind. 

3. Ihre Anfrage lässt sich damit wie folgt beantworten:

a. in welchem Rahmen ist die KM urteilsfähig, resp. kann rechtlich gesehen, selbständig Entscheidungen treffen ohne die Grossmutter des Kindes? 
Es ist anzunehmen, dass die minderjährige Kindsmutter mit 16 ½ Jahren als weitgehend urteilsfähig (Art. 16 ZGB) anzusehen ist, womit sie einerseits mit Zustimmung ihrer eigenen Eltern handeln kann und in höchstpersönlichen Angelegenheiten (also Rechte, die sich auf ihre eigene Person beziehen wie körperliche Integrität, Gesundheit, Beziehungen etc) sogar unabhängig vom Einverständnis der Eltern selbständig handeln kann. Dagegen stehen ihr keine Entscheidungsbefugnisse bezüglich ihres eigenen Kindes zu, weil sie keine elterliche Sorge hat (Art. 296 Abs. 2 ZGB). 

Ebenso wenig steht aber den Grosseltern als Inhaber der elterlichen Sorge über die minderjährige Kindsmutter ein Entscheidungsrecht bezüglich des Enkelkindes zu. Sie dürfen nur im Rahmen von Art. 300 ZGB als Pflegeeltern Entscheidungen treffen, soweit dies zur ordentlichen Erfüllung ihres Pflegeauftrages erforderlich ist, und haben sich an Anordnungen der Vormundin zu halten (Art. 405 und 407 ZGB). 

b. Vor allem bezogen auf die Unterzeichnung des Unterhaltsvertrages und der Besuchsrechtsfragen. Ganz konkret gefragt: kann die KM den Unterhaltsvertrag alleine unterzeichnen und kann sie, die KM, alleine „bestimmen“/mitreden, wenn es um die Besuchsrechtsregelung mit dem KV geht?
Der Kindsvater und das Kind haben ein Recht auf persönlichen Verkehr (Art. 273 ZGB; Art. 9 Abs. 3 UN-KRK). Wenn sich das Kind bei Pflegeeltern befindet, gehört die Regelung des persönlichen Verkehrs zu den vertraglichen Abmachungen mit den Pflegeeltern. Die Vormundin hat diese zwischen den Pflegeeltern und dem Kindsvater auszuhandeln. Falls es zu keiner Einigung kommt, muss die Vormundschaftsbehörde am Wohnsitz des Kindes (Sitz der Vormundschaftsbehörde, Art. 25 Abs. 2 ZGB) entscheiden (Art. 275 ZGB). Solange keine Regelung zum persönlichen Verkehr besteht, kann das Besuchsrecht nicht gegen den Willen der Obhutsberechtigten ausgeübt werden (Art. 275 Abs. 3 ZGB). Diese Bestimmung ist zwingender Natur und bedeutet, dass im vorliegenden Fall, in welchem das Obhutsrecht bei der Vormundin liegt, gegen den Willen der Vormundin kein Besuchsrecht zustande kommen kann, solange die Vormundschaftsbehörde nicht entschieden hat (C. Hegnauer, Berner Kommentar, N 9 zu Art. 275 ZGB). Die von der Vormundin zu treffende Regelung muss sich am Kindeswohl orientieren, namentlich auch nach seinem Anspruch auf eine gelebte Beziehung mit dem Kindsvater.
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 1. Februar 2007
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